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Hans-Heinrich Trute

Governance des Wissens

1 Einleitung

Moderne Demokratien beziehen ihre Legitimität aus der Verknüpfung 
demokratischer Repräsentation und wissenschaftlicher Rationalität. Da-
mit, so heißt es in einem jüngeren Werk zur wissenschaftlichen Politik-
beratung (Weingart/Lentsch 2008: 7), rücke die Politikberatung in den 
Bereich dessen, was etwas unscharf als Governance bezeichnet werden 
könne, also in den Bereich der regulierungsbedürftigen staatlichen Or-
ganisation. Aus einer Governance-Perspektive ist damit ein Zusammen-
hang von Politik und Wissenschaft aufgespannt. Indes ist das hier disku-
tierte Thema insofern weiter gefasst, als es um Governance des Wissens 
geht. Governance bezeichnet dann nicht nur staatliche Arrangements, 
sondern eben auch und gerade andere Formen der Handlungskoordina-
tion, und natürlich umfasst der Begriff des Wissens nicht notwendig nur 
wissenschaftlich gehärtetes Wissen.

So verstanden hat man allerdings in jeder Hinsicht ein weites Feld 
vor sich. Dazu gehören dann nicht nur die Arrangements von Wissen-
schaft und Politik, sondern weitergehend die gesamten institutionellen 
Wissensinfrastrukturen im staatlichen wie auch im gesellschaftlichen Be-
reich. Selbst wenn man die Governance-Perspektive auf wissenschaft-
liches Wissen für staatliche und rechtliche Entscheidungsprozesse be-
schränken würde, hätte man immer noch ein weites Feld vor sich. Ich 
nenne einige Beispiele, die nicht ohne weiteres im Fokus der organisier-
ten Politikberatung stehen, gleichwohl aus unterschiedlichen Gründen 
einige Hinweise auf die Relevanz des Themas geben, aber in diesem Bei-
trag nicht vertieft diskutiert werden.

Ein erstes Beispiel ist die nicht besonders häufig behandelte Gover-
nance der amtlichen Statistik und ihre Bedeutung für die politischen Ent-
scheidungsprozesse.1 Dass eine hohe Qualität amtlicher Statistiken kei-
ne Selbstverständlichkeit ist, wird durch die Vorgänge in Griechenland 
deutlich. Liest man den Bericht der Europäischen Kommission im Auf-
trag des Rates über die Mängel der Finanzstatistik in Griechenland, hat 
man eindrucksvoll eine Bestätigung der These, dass es in erheblichem 

1	 Dazu demnächst Pilniok/Kröger (2015).
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Maße auf die institutionellen Strukturen ankommt, wenn man valides 
und reliables Wissen generieren will.2 

Ebenso könnte man in umgekehrter Richtung, also im Hinblick auf 
die Bedeutung von Informationen für die Wissenschaft, die jüngsten Be-
schlüsse des Bundesverwaltungsgerichts3 zu Fragen der Sperrerklärung 
von Akten des Bundesnachrichtendienstes in den Kontext einer Gover-
nance des Wissens einreihen. Diese Akten betrafen Vorgänge um die Ge-
fangennahme Eichmanns und die Rolle der Bundesrepublik. Die Akten 
könnten – folgt man der Einschätzung von Historikern – nicht nur jour-
nalistisch interessant, sondern auch wissenschaftlich von Bedeutung sein. 
Nichts anderes gilt für solche Akten, die von politischen Entscheidungs-
trägern, wie dem ehemaligen Staatssekretär Globke, politischen Stiftun-
gen überlassen werden, denen gegenüber dann keine Informationsrech-
te von Wissenschaftlern und Journalisten bestehen.4 Hier entscheidet die 
(rechtliche) Governance-Struktur der Aktenzugänglichkeit über das, was 
im gesellschaftlichen Diskurs gewusst werden kann und stellt somit auch 
einen Teil der Governance von Wissen dar.

Das zeigt auf je eigene Weise, wie politische und rechtliche Entschei-
dungen und die Bewertung von Politik von der jeweiligen Governance-
Struktur abhängen, wie natürlich auch die Wissensgenerierung in der 
Wissenschaft von staatlichen Entscheidungen abhängen kann. Insoweit 
macht die Einbettung des Themas deutlich, dass Legitimität von Demo-
kratien in Wissensgesellschaften nicht nur von wissenschaftlicher Rati-
onalität abhängt und Governance nicht nur in Bezug auf die staatliche 
Organisation von Relevanz ist. Vielmehr ist im weiteren Rahmen auch 
zu thematisieren, ob und in welchem Umfang es eine Verantwortung des 
Staates gibt, Wissensinfrastrukturen zu schaffen, zu erhalten oder immer-
hin vorhandene Angebote mit Qualitätsanforderungen zu konfrontieren, 
die anderen gesellschaftlichen Akteuren die Anknüpfung an Wissensbe-
stände ermöglichen. Man denke etwa an die immer wieder aufscheinen-
de Problematik des Bias zugunsten bestimmter Interessen in der Arz-
neimittelforschung, die ersichtlich zu einer systematischen Verzerrung 

2	 Bericht zu den Statistiken Griechenlands über das öffentliche Defizit und den 
öffentlichen Schuldenstand, v. 8.01.2010, COM 2010, S. 1 endg.; zu den übri-
gens im Kontext der Leitlinien guter wissenschaftlicher Beratung ebenfalls in 
Teilen durchaus ähnlich diskutierten Prinzipien guter Statistik (Fachliche Un-
abhängigkeit, Unparteilichkeit, Objektivität, Zuverlässigkeit etc.) vgl. VO (EG) 
223/2009 ABl L 87/164; Zu institutionellen Fragen auch Verhaltenskodex für 
europäische Statistiken, angenommen vom Ausschuss für das europäische Sta-
tistische System v. 28. 09. 2011; vgl. auch § 1 BStatistikG.

3	 Exemplarisch BVerwG, Beschluss v. 10.01.2012 – 20 F 1/11 – und – 7 A 15/10, 
AfP 2012, S. 298 ff.

4	 BVerwG, Beschluss v. 27.5.2013 – 7 B 43/12, NJW 2013, S. 2538 f.
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der Ergebnisse und damit zu problematischen Wahrnehmungen der Wir-
kungen bei Ärzten und Patienten führen, aber auch die Legitimität der 
klinischen Forschung untergraben kann.5 Hier kann es etwa darum ge-
hen, private Institutionen, wie etwa die Chochrane Collaboration6 zu 
stärken, damit unabhängiges Wissen über die Wirkung von Arzneimit-
teln generiert wird, an das staatliche Entscheidungen, aber auch Hand-
lungen wie Medikationsentscheidungen von Ärzten, anknüpfen können.

Aus einer Governance-Perspektive zeigt sich über die organisierte Po-
litikberatung hinaus eine sich verändernde »Beratungslandschaft«. Ein 
Stichwort ist beispielweise die Pluralisierung der beratenden Akteure, 
die nicht mehr die klassischen Verdächtigen des organisierten Wissen-
schaftsbetriebs umfasst, sondern auch andere Akteure, die sich ihrerseits 
wiederum der wissenschaftlichen Expertise bedienen. Weitere Stichworte 
sind die Pluralisierung von Wissensansprüchen infolge von Ungewissheit 
und Nichtwissen, also etwa die Nutzung der Gegenexpertise, die Verän-
derung der Funktionen der Beratung durch deren strategischen Einsatz 
sowie die Verrechtlichung von Anwendungskontexten, auch infolge der 
Europäisierung von Politikfeldern. 

Daraus ergeben sich nicht nur Bauelemente einer normativen Quali-
tätssicherung von Beratungskontexten, die angesichts der Vielgestaltig-
keit der institutionellen Arrangements und Kontexte allerdings nur all-
gemeine Rahmenbedingungen darstellen können. 

Ich werde zunächst einige allgemeine Bemerkungen zu Governance 
und Wissen machen (II.) und mich vor dem Hintergrund der These einer 
Ko-Produktion von Wissen in der Beratung (III.) beobachtbaren Verän-
derungen der »Beratungslandschaft« (IV.) zuwenden und sodann eini-
ge Bausteine einer rechtlichen Fassung der Beratungsvorgänge entwi-
ckeln (V.).

2 Allgemein zur Governance des Wissens

Schon der Begriff des Wissens wirft durchaus Probleme auf. Oftmals 
wird der Begriff »Wissen« im Grunde in einem fast eigentumsanalogen 
Sinne gebraucht,  nicht zuletzt bei Juristen, aber auch in der Politik und 
der Wissenschaft. Es wird unterstellt, dass man Wissen speichern, über-
tragen, transferieren und auf Knopfdruck eindeutige Ergebnisse abrufen 
kann. Es werden damit eher Beschreibungsformen verwendet, die nur 
vordergründig tragfähig, analytisch aber zweifelhaft sind. Wenn schon 
Informationen aus kommunikationswissenschaftlicher Sicht subjektab-
hängige Konstruktionen von Sinn sind, dann gilt das natürlich umso 

5	 Zu den Gründen vgl. Weingart/Carrier/Krohn (2007: 234 ff.).
6	 Am Beispiel der Tamiflu-Problematik etwa Jefferson (2014). 
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mehr für Wissen. Wissen, so heißt es bei Niklas Luhmann (1990: 122), 
ist immer nur in konkreten Operationen verfügbar. Als Hintergrundvo-
raussetzung bildet es wie Sprache eine mitlaufende Struktur, die nicht 
ohne weiteres vollständig explizierbar ist. Das macht den Umgang mit 
der Wissensthematik nicht einfacher, verdeutlicht aber zugleich die In-
adäquanz von klassischen Beschreibungsformen wie »Transfer von (ab-
straktem) Wissen« und verlangt eine gewisse Bescheidenheit auf beiden 
Seiten der Beratung. Jedenfalls wird man nicht von einfachen Transfer-
modellen ausgehen können.

Darüber hinaus wird deutlich, dass ein Subtext der ganzen Diskussion 
immer die Unsicherheit des Wissens ist, das Nichtwissen, dessen Umfang 
meist noch nicht einmal bekannt ist. Viele Beiträge des vorliegenden Bu-
ches beschäftigen sich – mehr oder weniger ausführlich – nicht mit Wis-
sen, sondern mit Nicht-Wissen. Selbst wenn wissenschaftliches Wissen 
im Kern des Wissenschaftssystems als mehr oder weniger gehärtet ange-
sehen werden kann, so muss dies nicht für Anwendungskontexte gelten. 
Faktisch besteht also Unsicherheit, und damit kommt dann der bekann-
te Streit von Expertise und Gegenexpertise in Gang, mit all den Folgen, 
die von Peter Weingart (2001: 127 ff.) beschrieben worden sind: Poli-
tisierung der Wissenschaft als Kehrseite der Verwissenschaftlichung der 
Politik, die die Wissenschaft zu delegitimieren droht. Wissenschaftliches 
Wissen wird nicht als gehärtetes Wissen mit bestimmten Qualitätsan-
sprüchen wahrgenommen, sondern in seiner Verbindung mit politischen 
Interessen. Unabhängig von den Geltungsansprüchen, deren Einlösbar-
keit und Validität wird den Wissenschaftlern eine politische Rolle zuge-
schrieben. Fakten und Wertungen werden im Anwendungskontext eben-
so miteinander verschliffen wie die Rollen der Beteiligten.

3 Rekursive Form der Politikberatung

Das verdeutlicht, dass die älteren Diskussionen um adäquate Modelle 
der Politikberatung im Grunde der Komplexität dieses Vorgangs nicht 
Rechnung tragen. Schon diese Besinnung auf die Geltungsansprüche wis-
senschaftlichen Wissens macht deutlich, dass die Idee einer Hierarchisie-
rung von Wissenschaft und Politik zugunsten der Wissenschaft ebenso 
wenig zutreffen kann wie die umgekehrte Lösung, die die Entscheidungs-
autonomie der Politik betont. Erstere übersieht neben vielen anderen 
Dingen die Eigensinnigkeit der politischen Logik, auch die Komplexi-
tät der Verkopplung von Politik und Wissenschaft. Die umgekehrte Lö-
sung übersieht die Legitimationsfunktion wissenschaftlicher Expertise, 
die man ebenso wenig ungestraft über Bord werfen kann. 

Einfache Modelle der Politikberatung übersehen eine ganze Reihe der 
wechselseitigen Funktionen, man denke nur etwa an das Agenda-Setting 
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durch die Wissenschaft, dem sich die Politik im Grunde nicht entziehen 
kann, weil sie unter medialer Dauerbeobachtung steht und Behauptun-
gen von Wissenschaftlern, dass bestimmte Themen und Probleme auf 
die politische Agenda gehören (Klimawandel, Nanotechnologie), von 
den Medien und der Gesellschaft aufgenommen und verbreitet wer-
den. Nicht wenige Probleme geraten also durch die Wissenschaft auf die 
Agenda der Politik, wodurch die Wissenschaft in den politischen Arenen 
als durchaus interessierter Akteur erkannt wird und es auch zum Teil ist.7 

Beide Sichtweisen, die entweder der Wissenschaft oder der Politik das 
Primat einräumen, waren und sind inadäquate Modelle. Ersichtlich geht 
es eher um iterative wechselseitige Bezugnahmen, die gleichsam zu einer 
Ko-Produktion des Entscheidungswissens führen, sowie um die Kons-
truktion von wissenschaftlichem Wissen für politische (oder sonstige) 
Zwecke.

4 Politik, Wissenschaft, Medien und Recht

Damit sind die Ausgangspunkte umschrieben, die verdeutlichen, dass 
man bei der Analyse der Politikberatung nicht mit einfachen Modellen 
arbeiten kann. 

4.1 Mediale Beobachtung

Einen Punkt hatte ich bereits angesprochen – die mediale Dauerbeob-
achtung der Politik. Diese macht deutlich, dass viele – auch bei Juris-
ten anzutreffende – Vorstellungen über die Situation der Politikberatung 
simplifizierende Abstraktionen dessen sind, was wirklich vorgeht. Zu-
dem handelt es sich auch um eine simplifizierende Vorstellung von der 
Autonomie beider Akteure. Recht einleuchtend dürfte dies für die me-
diale Beobachtung der Politik sein, die denn auch die politische Exper-
tiseverwendung unter Dauerbeobachtung stellt. Dies verändert die Si-
tuation auch im Sinne einer medialen Politisierung der Expertise, die 
oftmals schon durch die mediale Gegenexpertise unter Druck gesetzt 
und damit politisch codiert wird bevor sie überhaupt entscheidungsre-
levant geworden ist.

7	 Vgl. am Beispiel der Klimaforschung Storch/Stehr, Der die Welt rettende For-
scher ist gescheitert, Spiegel-Online v. 11.12. 2011.
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4.2 Steigerungsverhältnisse

Der zweite Punkt ist ein Prozess, der im Grunde schon länger als 100 
Jahre andauert: die Steigerung des Angebots an wissenschaftlichem Wis-
sen mit der Folge, dass immer mehr wissenschaftliche Fragen auf die 
Agenda der Politik geraten und damit natürlich auch die Nachfrage nach 
wissenschaftlichem Wissen zunimmt. Mit dieser Steigerung geht indes 
auch eine Differenzierung der institutionellen Arrangements der Bera-
tung einher. Diese lässt sich einerseits als Pluralisierung der Formen be-
zeichnen, andererseits aber zugleich als eine Pluralisierung der Akteure.

4.3 Verrechtlichung

Der dritte Aspekt liegt in der Verrechtlichung der Anwendungskontex-
te. Während früher die Politikberatung von Juristen eher auf einer sehr 
abstrakten Ebene beobachtet wurde, auf der man sich unschwer über 
Grundfragen der Legitimation unterhalten konnte, so lässt sich heute 
eine deutliche Verrechtlichung der Anwendungskontexte beobachten, in 
denen politische Beratung stattfindet. Das ist nicht nur ein Element, das 
gleichsam hinzukommt. Es verändert noch einmal den Kontext, weil die 
Generierung des Wissens zum Teil rechtlich (mit-)kodiert wird (Trute 
2005: 100 ff.). Mit dieser Verrechtlichungsproblematik ist eine Melan-
ge ganz unterschiedlicher Systemrationalitäten verbunden, in denen das 
konkrete Wissen für ganz bestimmte Kontexte generiert wird. 

Es wird, mit anderen Worten, bereits der Kontext der Generierung von 
Wissen für Anwendungsfelder rechtlich mitgeprägt. Um sich das zu ver-
deutlichen, reicht ein Blick in die REACH-Verordnung der Europäischen 
Union8 sowie in die dazu ergangene Verordnung über Prüfmethoden,9 
in der auf hunderten von Seiten Prüfmethoden, Versuchsanordnungen, 

8	 Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes v. 18.12.2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung 
chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Agentur für 
chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 
1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der 
Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93105/EG und 2000/21/EG der Kom-
mission, ABl L 396 v. 30.12.2006, S. 1 (http://eurlex.europa.eu/LexUriServ/Le-
xUriServ.do?uri=CONSLEG:2006R1907:20121009:DE:PDF).

9	 Verordnung (EG) Nr. 440/2008 der Kommission v. 30.05.2008 zur Festlegung 
von Prüfmethoden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und 
Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), ABl L v. 31.5.2008, S. 1 ff.
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Kontextbedingen etc. festgelegt werden. Daran wird deutlich, dass vie-
le Aspekte, die man bei unbefangener Betrachtung typischerweise dem 
Wissenschaftssystem zurechnen würde, verrechtlicht sind. 

Ein weiteres Beispiel wäre etwa die Kontroverse um den Gen-Mais 
Mon810,10 die deutlich macht, dass es insoweit nicht mehr allein um die 
wissenschaftliche Rechtfertigung von Maßnahmen ging, sondern um die 
rechtliche Rechtfertigung von Interventionen, was wiederum deutlich 
macht, dass das zugrunde liegende Wissen noch einmal anders bewertet 
wird und in der Öffentlichkeit dann eine eigenwillige Melange aus un-
terschiedlichen Systemrationalitäten die Wahrnehmung der Kontroverse 
prägt. In die scheinbar zweipolige Relation von Wissenschaft und Poli-
tik tritt neben die Öffentlichkeit noch das Recht. In diesem und für die-
sen verrechtlichten Kontext wird dann Wissen generiert und bewertet. 
Was in der Wissenschaftsforschung als »Mode 2-Research« angesehen 
wird, erweist sich dann bei genauerer Betrachtung – nicht nur gelegent-
lich – als Inklusion der Öffentlichkeit in rechtliche Verfahren, jedenfalls 
aber nicht etwa als eine Inklusion derselben in das Wissenschaftssystem.

4.4 Pluralisierung der Akteure und Formen

Wir haben es hier zudem mit einer Pluralisierung der Akteure und For-
men zu tun, die über die klassischen Formen der Politikberatung hi-
nausgeht: ressorteigene Kompetenz der Ministerialverwaltung, Res-
sortforschung, die in Einrichtungen stattfindet, die den Ministerien 
typischerweise nachgeordnet sind, etwa dem Bundesinstitut für Risiko-
bewertung oder dem Umweltbundesamt, wissenschaftliche Beiräte und 
Sachverständigenkommissionen (ständige oder Ad-hoc-Kommissionen) 
und individuelle Politikberatung durch einzelne Wissenschaftler auf Ad-
hoc-Basis. Bereits die klassische Struktur war und ist also sehr heterogen 
und folgt nicht unbedingt einer einheitlichen Logik. Vielmehr ist diese 
Struktur pfadabhängig, und sie gibt auf alle Fälle ein sehr differenzier-
tes und heterogenes Bild ab. Heterogenität der Politikberatung wäre also 
nichts Neues. Aber zwei Aspekte halte ich für neu. Der eine steht im Kon-
text meiner Verrechtlichungsbehauptung und der zweite Aspekt bezieht 
sich auf Vorgänge der jüngeren Zeit, die es wert sind, hier aufgenommen 

10	Hucklenbroich, Christina: Gefährlicher Eingriff in die Nahrungskette, FAZ 
v. 14. April 2009; zur Rechtmäßigkeit der Anordnung des Ruhens der Zulas-
sung aufgrund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse in diesem Fall vgl. OVG 
Lüneburg, NuR 2009, 566-571; zu den Anforderungen an Sofortmaßnahmen 
in einem französischen Verfahren vgl. EuGH, Entscheidung vom 8.11. 2011, 
C-58/10-C-68-10; auch EuGH, Urteil v. 6.11.2009, C-442/09, NuR 2009, 
706–711.
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zu werden. Es gibt darüber hinaus natürlich eine ganze Reihe von weite-
ren Aspekten, aber ich beschränke mich auf diese zwei. 

Von besonderer Bedeutung sind, und das steht mit der zunehmenden 
Verrechtlichung im Einklang, die sich ausbildenden europäischen Netze. 
Deren Kern bilden oftmals die europäischen Agenturen, soweit diese vor 
allem Expertise-Agenturen sind. Ein immer wieder zitiertes und auch un-
tersuchtes Beispiel dafür sind die Europäische Lebensmittelagentur, die 
EFSA,11 aber auch das oben schon eingangs erwähnte Netz der europä-
ischen statistischen Behörden, ESS, das allerdings weniger integriert ist 
als das Netz, das sich um die EFSA herum aufspannt. Ebenso zu nennen 
wäre etwa im Hinblick auf die Prävention und Überwachung von Epide-
mien das Netz von Ressortforschungseinrichtungen und dem European 
Centre for Disease Prevention and Control (ECDC), ebenfalls eine euro-
päische Expertise-Agentur.12 Die Änderungen lassen sich am Beispiel der 
Europäischen Lebensmittelagentur zeigen, die ein Netzwerk von natio-
nalen Expertise-Einrichtungen integriert. Die Knoten des EFSA-Netzes 
haben nicht mehr nur die Aufgabe der Risikoermittlung und -bewertung 
in einem einzelnen Entscheidungsfall, sondern sie agieren unabhängig 
davon in einer dauerhaften wissenschaftlichen Beratungsfunktion für 
die Europäische Kommission, die Mitgliedsstaaten, das Europäische Par-
lament und die Öffentlichkeit. Die Mitgliedstaaten benennen Stellen, 
die die EFSA unterstützen13 und ggf. wiederum ein eigenes Netzwerk 
auf nationaler Ebene koordinieren, die sog. EFSA Focal Points und die 
sog. Art. 36-Organisationen.14 Diese Form eines verzweigten Netzwerkes 

11	Aufgabe der Behörde ist nach § 22 II VO (EG) 178/2002 die wissenschaftli-
che Beratung sowie die wissenschaftliche und technische Unterstützung für 
die Rechtsetzung und Politik der Gemeinschaft in allen Bereichen, die sich 
unmittelbar oder mittelbar auf die Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit 
auswirken. Sie stellt unabhängige Informationen über alle Fragen in diesen 
Bereichen bereit und macht auf Risiken aufmerksam.

12	Decision No 1082/2013/EU of the European Parliament and of the Council 
of 22 October 2013 on serious cross-border threats to health and repealing 
Decision No 2119/98/EC, OJ L 293, 5.11.2013; allgemein dazu Trute (im 
Druck).

13	Vgl. dazu EFSA, Decision concerning the establishment and operation of Eu-
ropean Networks of scientific organisations operating in the fields within 
the Authority’s mission, http://www.efsa.europa.eu/de/scdocs/doc/panelnet-
worksrop.pdf (02.02.15).

14	In Deutschland ist das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) der EFSA 
Focal Point, der allerdings wiederum ein umfangreiches Netz aus nationalen 
Einrichtungen im Bereich der Aufgabenstellung koordiniert; eine Auflistung 
und Aufgabenbeschreibung findet sich unter: http://www.bfr.bund.de/de/efsa_
focal_point__bfr_koordiniert_die_gesundheitliche_risikobewertung_auf_na-
tionaler_ebene-24930.html (02.02.15). 
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stellt einen deutlich anderen Typus von Beratungseinrichtung dar als die 
klassische Ressortforschung, die letztlich in den ministeriellen hierarchi-
schen Zusammenhang auf nationaler Ebene eingebunden bleibt. Dem-
gegenüber liegt EFSA eine gewissermaßen pluralisierte Wissensbasis zu-
grunde, deren Unabhängigkeit deutlich schwieriger zu unterlaufen ist als 
diejenige einzelner Einrichtungen auf nationaler Ebene. Das EFSA-Netz-
werk bildet damit zugleich ein Netz wechselseitiger Peer Reviews, das 
so im nationalen Rahmen – mangels ausreichender Anzahl sachkundiger 
Peers – nur schwer zu institutionalisieren ist. Dazu kommt ein eigenstän-
diger, auf die Wissensgenerierung bezogener Differenzbereinigungs- und 
Darstellungsmechanismus. Dieser mag zwar, wenn man die Erwägungs-
gründe der entsprechenden Verordnung liest, von der (zwangsläufig trü-
gerischen) Hoffnung geleitet sein, einen Mechanismus der verbindlichen 
Entscheidung in wissenschaftlichen Angelegenheiten zu schaffen. Aber 
auch jenseits dieser trügerischen Vorstellung ist das ein interessanter Me-
chanismus, der deutlich zur Transparenz einer pluralisierten Wissensba-
sis beitragen kann. Das institutionelle europäische Arrangement setzt 
dann zugleich die nationalen Einrichtungen unter Rechtfertigungsdruck 
und kann außerdem eine dem Netz immanente Lernfähigkeit schaffen. 

Über die bekannten und oben erwähnten Formen hinaus lassen sich 
neue Akteure und Formen beobachten, die zeigen, dass sich das Um-
feld der Politikberatung verändert. Man könnte dies zunächst im Ein-
klang mit anderen Beobachtungen der Wissenschaftsforschung sehen, 
die gleichsam ein Auswandern der Wissenschaft aus den traditionellen 
Formen des Wissenschaftssystems diagnostizieren (Novotny et al. 2001: 
66 ff.). Indes sind die Entwicklungen vertrackter. Nicht nur, dass viele 
gesellschaftliche Akteure sich wissenschaftlicher Expertise bedienen und 
so – über die Medien oder Beteiligungschancen – Einfluss auf den poli-
tischen Prozess nehmen wollen. Es bilden sich zunehmend Formen im 
Graubereich von Expertise und Lobbying, die erhebliche Schwierigkei-
ten im Hinblick auf die Vorhaltung und die Nutzung von unabhängiger 
Expertise mit sich bringen. 

Hier geht es um die vielfältigen Formen der Wissensvermittlung durch 
Expertise in anderen, allerdings dem Lobbying nahekommenden For-
men. Ich nenne nur einige der Phänomene: das Outsourcing klassischer 
Aufgaben der Ministerialbürokratie, wie die Ausarbeitung von Geset-
zen oder immerhin Teilen davon auf Anwaltskanzleien. Dies wird na-
turgemäß Akteuren übertragen, die in dem spezifischen Feld eine beson-
dere Expertise aufweisen, damit aber ebenso zwangsläufig mit den in 
diesem Feld vertretenen Interessen verbunden sind. Bekannt geworden 
ist diese an sich nicht fürchterlich neue Strategie des Outsourcings von 
zentralen Aufgaben der Ministerialbürokratie im Fall »Linklaters«, der 
die schnelle Ausarbeitung des Finanzmarktstabilisierungsgesetzes durch 
die Anwaltsfirma Linklaters betraf und eine erregte Debatte über den 
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wirklichen oder vermeintlichen Verlust der Entscheidungsautonomie der 
Politik ausgelöst hat.15

In diesen Kontext gehört auch die Platzierung von sogenannten »Leih-
beamten«, die besser als ausgeliehene Mitarbeiter von Unternehmen und 
Verbänden bezeichnet werden sollten. Dieses Programm ist insbeson-
dere am Ende des letzten Jahrzehnts zu einer gewissen Berühmtheit ge-
langt, als es den Bundesrechnungshof zu einem Bericht veranlasst hat,16 
der ohne allzu grundsätzliche Erwägungen, aber immerhin sensibel die 
Risikozonen des Programms benannt hat. 

Beide Phänomene führen in der Wahrnehmung offenbar zu problema-
tischen Konsequenzen, weil hier eine selektive Einflussnahme von als in-
teressiert wahrgenommener Expertise auf politische Entscheidungen mit 
erheblicher Bedeutung befürchtet worden ist. Diese Bedenken können 
sich je nach gewählter Ausgestaltung des Arrangements noch verstär-
ken, etwa wenn auch die Finanzierung durch die sogenannten Entsender 
erfolgt. Für diese sogenannten »Leihbeamten« ist dies denn auch durch 
den Erlass des Bundesinnenministeriums schnell verrechtlicht worden,17 
mit der wahrscheinlichen Folge, dass dieses Programm damit im Wesent-
lichen sein Ende gefunden hat. Transparenz verträgt dieses Programm 
ersichtlich nicht so gut. 

5 Qualitätssicherung durch rechtliche Anforderungen

Wenn der Befund richtig ist, dass die Landkarte der Politikberatung 
(Wissensvermittlung) unübersichtlich(er) geworden ist und zugleich an-
dere Systembeziehungen hinzukommen, nicht zuletzt rechtliche Anfor-
derungen, dann ergeben sich aus einer normativen Perspektive dadurch 
auch Governance-Bausteine einer wissenschaftlichen Beratung der Po-
litik. Die Governance-Perspektive vermag dabei auch insoweit eine Er-
weiterung nahelegen, den Gesamtrahmen des institutionellen Arran-
gements, in dem sich die politische Beratung abspielt, einzubeziehen. 
Exemplarisch kann man das in der Konstellation des ›Outsourcings‹ von 

15	Hanke, Pro, FAS v. 16.08.2009, Nr. 33 S. 34; ausführlich BT-Drs. 17/9026; 
zu weiteren Fällen etwa Spiegel-Online v. 19.08.2009. Ausführlich zur Pro
blematik Messerschmidt (2012: 387 ff.); Döhler (2012: S. 181 ff.).

16	Bundesrechnungshof, Bericht nach § 88 Abs. 2 BHO über die »Mitarbeit von 
Beschäftigten aus Verbänden und Unternehmen in obersten Bundesbehör-
den.« vom 25.03.2008, Haushaltsausschuss des Bundestages Drs. 4311.

17	Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Einsatz von außerhalb des öffentli-
chen Dienstes Beschäftigten  (externen Personen) in der Bundesverwaltung 
vom 17. 07.2008, die die Einsatzfelder und vor allem auch die institutionelle 
Ausgestaltung durchaus erheblich begrenzt und Transparenz einfordert.
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Gesetzgebungsaufgaben auf private Dritte zeigen, denn in der öffentli-
chen Debatte treten immer wieder Argumente auf, die auch aus anderen 
rechtlichen Zusammenhängen bekannt sind: Spielt es eine Rolle, ob das 
Ministerium den solchermaßen erstellten Entwurf wieder zurückweist, 
ob das Kabinett sich diesen zu eigen machen muss, obgleich er ohnehin 
die Ausschüsse des Parlaments durchlaufen muss, und so weiter. Anders 
gewendet: Die Empörung über diese Form des ›Outsourcings‹ wird mög-
licherweise abgemildert, wenn man die institutionelle Struktur insgesamt 
in den Blick nimmt. Insoweit lassen sich einige grundlegende Eckpunkte 
beschreiben, die zugleich so etwas wie Bausteine einer normativen Qua-
litätssicherung darstellen können. 

Allgemein wird man sagen können, dass die Anforderungen an Qua-
litätssicherung steigen, je entscheidungsnäher und entscheidungsrele-
vanter und bedeutsamer die Beratung ist. Dies zeigt schon Differenzie-
rungsbedarf nach der jeweiligen Situation an. Das als Ausgangspunkt 
genommen, sollen zunächst zwei zentrale Bausteine näher beleuchtet 
werden. Der eine ist, und insoweit komme ich auf die schon oben er-
wähnte Frage von Weingart und Lentsch nach der demokratischen Legi-
timation der Politikberatung zurück. Der zweite ist aus normativer Sicht 
die Wissenschaftsfreiheitsgarantie aus Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG, die ja ge-
wissermaßen einen Gegenpol bilden kann. Darüber hinaus gibt es noch 
eine Reihe weiterer Aspekte, wie die aus dem Rechtsstaats- und Demo-
kratieprinzip folgende Verpflichtung zur Schaffung und Unterhaltung 
angemessener Wissensinfrastrukturen. Ein Beispiel dafür wäre die schon 
erwähnte Arzneimittelproblematik, ein anderes grundrechtliche Schutz-
pflichten, etwa im Bereich von dauerhaften Risiken. 

5.1 Legitimationserfordernisse

Das Gebot demokratischer Legitimation ist Kernbestand des verfas-
sungsrechtlichen Demokratieprinzips. Das Verständnis der demokrati-
schen Legitimation ist dabei vom BVerfG,  jedenfalls dem 2. Senat, vor 
allem von seiner Input-Seite her entwickelt worden, und zwar als ein re-
lativ geschlossenes Modell parlamentszentrierter Steuerung und parla-
mentarischer Verantwortung der Regierung, das über Weisungsrechte 
und Ernennung aller Amtsträger und eine umfassende Hierarchie gleich-
sam die klassische Ministerialverwaltung zum von der Verfassung ge-
botenen Modell der Staatsorganisation macht. Die klassische Konzepti-
on unterscheidet dabei zwischen der sachlich-inhaltlichen Legitimation, 
der organisatorisch-personellen und der institutionellen Legitimation. 

Die sachliche Legitimation zielt auf die gesetzliche Steuerung der Ver-
waltung. Die organisatorisch-personelle Legitimation stellt darauf ab, 
dass jeder staatliche Amtswalter sein jeweiliges Amt durch ein seinerseits 
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demokratisch legitimiertes Organ erhalten hat, und die institutionelle 
Legitimation soll durch die spezifische Stellung und Verfahrensweise der 
jeweiligen Organe vermittelt werden und zielt damit auf die Gewalten-
teilung. Zusammen sollen diese Bausteine ein bestimmtes Niveau der Le-
gitimation vermitteln. Das lässt sich nur schwerlich operationalisieren. 
Deshalb wird dann gelegentlich der vorgefundene Maßstab der hierar-
chischen Ministerialverwaltung zum Ausgangspunkt genommen, dem-
gegenüber jede Abweichung verfassungsrechtlich rechtfertigungsbedürf-
tig wird. Dies hat nicht unerhebliche Konsequenzen, wenn man dem zu 
folgen geneigt ist.18

Freilich sind die Konsequenzen des Modells widersprüchlich. Auf der 
einen Seite stellt sich wissenschaftliche Beratung, mag sie nun vom Ra-
tionalitätsprinzip des Rechtsstaats her geboten sein oder auch nicht, als 
im Grunde rechtfertigungsbedürftige Ausnahme einer ansonsten gleich-
sam introvertierten Verwaltungsstruktur dar. Denn im Regelfall werden 
es Verwaltungsexterne sein, die wissenschaftlich beraten, und in ihrer 
Rolle als Wissenschaftler sind sie ja im jeweiligen Kontext Externe, also 
nicht legitimiert für Entscheidungen. Dieses Modell demokratischer Le-
gitimation der Verwaltung erzeugt im Grunde das Bild einer zur Gesell-
schaft hin abgeschlossenen Verwaltung. Der Gegenstand der demokra-
tischen Legitimation wird allerdings entscheidungsbezogen formuliert. 
Solange ein Wissenschaftler formal gesehen nicht an der Entscheidung 
teilnimmt, ist eine demokratische Legitimation auch nicht erforderlich. 
Das aber heißt, dass rein konsultative und vorbereitende Tätigkeiten 
nicht den Legitimationsanforderungen unterfallen, was für die wissen-
schaftliche Beratung der Politik insofern eine erhebliche Bedeutung hat, 
als sie überall dort, wo ihr keine Mitentscheidungsrechte zufallen, keinen 
Legitimationsanforderungen unterliegt. Dies geht mit einem sehr forma-
len Verständnis von Letztentscheidungen einher. Soweit die Regierung/
die Verwaltung/das Parlament am Ende kompetenzgemäß autonom ent-
scheiden kann,  soll insoweit kein Problem der (De-)Legitimation auftre-
ten. Die Entscheidungszentriertheit verhindert die Thematisierung unter-
schiedlicher Intensitäten der Einflussnahme.

Das erinnert an die älteren Grundsatzdiskussionen über die Konse-
quenzen der verschiedenen Modelle der Politikberatung. Wäre das de-
zisionistische Modell richtig, wäre ohnehin kein Legitimationsproblem 
erkennbar. Die Politik würde die Zwecke setzen und die Wissenschaft 
die Mittelwahl rationalisieren: Unter dem Gesichtspunkt der Legitima-
tion wäre dies insgesamt unschädlich. Das sähe auf den ersten Blick 
bei dem technokratischen Modell nicht anders aus. Wenn die Wissen-
schaft gleichsam alternativlos die Sachgesetzlichkeiten explizieren könn-
te, dann stellte sich wiederum schon deshalb kein Legitimationsproblem, 

18	Ausführlich zu dem Modell und den Konsequenzen siehe Trute (2012, § 6).
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weil es kein Entscheidungsproblem gibt. Wahrheit muss nicht demokra-
tisch verantwortet werden! 

Beide Modelle operieren mit der Trennung von Beratung und Ent-
scheidung, ziehen indes  unterschiedliche Konsequenzen. Insgesamt aber 
wird deutlich, dass damit der Prozess der Wissensgenerierung nicht sinn-
voll abgebildet werden kann. Vielmehr scheint dahinter immer noch ein 
Verständnis auf, dass die Regierung/die Verwaltung/das Parlament das 
Wissen hat: der Staat als ein wissender Beobachter der Gesellschaft, der 
sich, wo er es als notwendig erachtet, die fehlende Expertise beschafft. 

Wenn aber wissenschaftliche Beratung nicht einfach Transfer von 
Wissen aus dem Wissenschaftssystem in das politische System oder das 
Rechtssystem ist, sondern eine wie auch immer theoretisch zu model-
lierende Ko-Produktion von Wissen in Anwendungskontexten, kommt 
man mit dem Modell formaler normativer Entscheidungsbeherrschung 
nicht mehr hin. Sie wird zur Fiktion und camoufliert die Probleme durch 
unhaltbare Grenzziehungen. 

Der Staat ist gerade nicht ein überlegener Beobachter der Gesellschaft, 
sondern er muss sehr komplizierte Arrangements aufspannen, um Wis-
sen zu generieren, das für verbindliche Entscheidungen erforderlich ist. 
Man denke zum Beispiel an den Bereich der Telekommunikationsregu-
lierung, wo strategisch handelnde Akteure das Wissen generieren, das 
der Staat zu ihrer Regulierung braucht. Woher soll der Staat wissen, was 
die Telekommunikationsunternehmen in den nächsten Jahren zu tun be-
absichtigen Das muss er aber wissen, wenn Regulierung funktionieren 
soll. Insoweit kann man gar nicht anders, als das dezentralisierte Wissen 
derjenigen strategischen Akteure zu nutzen, die zu Adressaten der Regu-
lierung werden sollen. Daraus ergeben sich eine Reihe von normativen 
Folgeproblemen, die hier allerdings dahinstehen können.

5.2 Zur Wissenschaftsfreiheitsgarantie (Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG)

Der zweite Punkt ist gleichsam der Gegenpol zur Entscheidungsautono-
mie der Politik. Die Wissenschaftsfreiheitsgarantie sichert zunächst einen 
von Fremdbestimmung des Staates freien Bereich des individuellen Wis-
senschaftlers, der sich freilich richtigerweise zunächst nur auf die im ei-
gentlichen Sinne wissenschaftlichen Handlungen und Kommunikationen 
beziehen kann. Dass diese Dimension im Beratungskontext relevant wer-
den könnte, erscheint auf den ersten Blick eher unwahrscheinlich, denn 
üblicherweise werden die Formen der Ad-hoc-Beratung etwa durch pri-
vatrechtliche Vereinbarungen abgewickelt. Etwaige Verschwiegenheits-
klauseln und sonstige Bindungen wie Publikationsbeschränkungen und 
Ähnliches werden dann eben als Grundrechtsverzicht und damit letzt-
lich als Ausübung grundrechtlicher Freiheit interpretiert. 
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Dazu kommt aber, dass dieses Grundrecht weitere Dimensionen hat. 
So gibt es die objektive Dimension, die allgemein Rahmenbedingungen 
einer freiheitlichen Wissenschaft adressieren soll. Diese lässt dem Staat 
bei der Schaffung von Arrangements der Politikberatung zwar einen er-
heblichen Gestaltungsspielraum, setzt aber gewisse Grenzen. Die wissen-
schaftliche Beratung, die zweifellos der Freiheitsgarantie unterfällt, darf 
nicht in einer Weise ausgestaltet werden, die gleichsam ihrer Instrumen-
talisierung Vorschub leistet. Das ist die vereinfachte Version eines etwas 
komplizierteren Tatbestandes und könnte als »Konsequenzgebot« for-
muliert werden: Wenn der Staat Einrichtungen schafft, in denen Wissen-
schaft stattfinden soll, dann muss er sie auch so organisieren, dass das 
in Unabhängigkeit geschehen kann. Wenn er wissenschaftliche Beratung 
will, dann müssen die institutionellen Arrangements der Einbeziehung 
von Wissenschaftlern auch so sein, dass eine unabhängige Wissensgene-
rierung möglich ist.

5.3 Die parlamentarische Verantwortung

Im demokratischen Verfassungsstaat ist es vor allem der Gesetzgeber, der 
für die Regelung jedenfalls der bedeutsamen Fragen zuständig ist. Dies 
kann auch für Fragen der Beratung so sein. Dies kann man die Legiti-
mationsverantwortung des Gesetzgebers nennen. In welchen Fällen sie 
aktualisiert wird, ist nicht leicht zu bestimmen. Der Bereich der wissen-
schaftlichen Politikberatung muss nicht durchgängig parlamentarisiert 
werden. Aber man wird auf Dauer jedenfalls dort ohne parlamentari-
sche Legitimation nicht auskommen können, wo von der Bedeutung des 
Gegenstandes her wichtige Aspekte entweder für die Grundrechte oder 
aber für andere bedeutsame Felder tangiert werden. Dies gilt etwa dort, 
wo die politischen Gestaltungsspielräume der Politik durch die wissen-
schaftliche Beratung eingeschränkt werden, etwa durch eine herausge-
hobene politische und öffentlichkeitswirksame Funktion von auf Dauer 
gestellten Gremien. Zwar ist diese Aussage keine, die sich in den Hallen 
der Wissenschaft besonderer Akzeptanz erfreut, aber man muss sehen, 
dass das Recht insoweit eine Stabilisierungsleistung auch für die wissen-
schaftliche Beratung in der Politik hat. Nur der parlamentarische Pro-
zess, was immer sonst seine Defizite sein mögen, stellt ein gewisses Maß 
an Transparenz her und hat damit auch eine gewisse Entlastungsfunk-
tion für die Politik. 

Unter Legitimationsgesichtspunkten gilt zusätzlich, dass eine staat-
liche Letztentscheidungsfunktion nicht immer ausreicht, um Beden-
ken gegen nicht weiter strukturierte Formen der Beratung zu entkräf-
ten. Vielmehr muss die Entscheidungsbeherrschung gegebenenfalls auch 
faktisch sichergestellt werden. So ist das oben genannte Outsourcing von 
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Gesetzgebungsfunktionen nicht schon deswegen unproblematisch, weil 
am Ende noch das Kabinett und dann der Bundestag entscheiden müs-
sen. Das hängt vielmehr davon ab, ob diese Funktionen auch noch wirk-
sam wahrgenommen werden können. Wenn der erhebliche Zeitdruck 
und die externe Expertise der Grund für das ›Outsourcing‹ waren, dann 
wird man bezweifeln dürfen, dass diese Sicherungen einer parlamenta-
rischen Demokratie und die Qualitätssicherung und Interessendarstel-
lung durch gesetzliche Verfahren noch greifen. Von daher gesehen müs-
sen also institutionelle Arrangements vorgehalten werden, die etwaige 
Defizite kompensieren. 

Zu den Maßstäben, die dabei zu beachten sind, gehören einerseits 
die effektive Aufgabenerledigung, zum anderen aber die Verantwortung 
für die Einhaltung der Anforderungen der demokratischen Legitimati-
on.19 Allgemein formuliert: Soweit der Gesetzgeber Privaten oder nicht 
eigens legitimierten Personen Einflussmöglichkeiten eröffnet, hat er die 
Gemeinwohlorientierung der Entscheidungen ebenso sicherzustellen wie 
die Gleichheit der Einflussnahmemöglichkeiten. Zu den Mindestanfor-
derungen wird man die Trias sachgerechter Aufgabenerledigung, gleich-
mäßiger Interessenberücksichtigung und hinreichender institutioneller 
Neutralitätssicherungen rechnen können (Trute 1994: 317 ff.). Für den 
Beratungskontext ist dies dann letztlich eine notwendige Folge der Ko-
Produktion von Entscheidungswissen. Dies gilt unabhängig davon, ob 
der Gesetzgeber die Einflussmöglichkeiten innerhalb der Verwaltungs-
organisation eröffnet oder in Kooperationsbeziehungen mit Privaten. 

Aber auch außerhalb des Bereichs gesetzgeberischer Verantwortung, 
also außerhalb der Reichweite des Gesetzesvorbehalts, trifft die Verwal-
tung diese Verpflichtung dergestalt, dass sie im Grunde selbst die Anfor-
derungen sicherstellen muss. Dies wird eben auch und vor allem dort 
in Betracht kommen, wo eine Beratungssituation eher ad hoc entsteht. 
Ähnliches findet sich im Übrigen so auch in den Leitlinien der Akademi-
en zur guten Politikberatung. 

5.4 Ambivalenzen der Prinzipien

Freilich sind die genannten Prinzipien leichter zu formulieren als in der 
Praxis zu gewährleisten. Selten werden sie ohne Ambivalenzen vorliegen. 
Dies gilt etwa für die Sicherung hinreichender Neutralität, die auch mit 
Unabhängigkeit übersetzt werden kann. Wenden wir uns zunächst der 
institutionellen Seite zu.

19	Allgemein dazu Trute (2012: §6, Rdn. 58 f.).
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5.4.1 Die institutionelle Unabhängigkeit der Beratung

Gleichsam von der anderen Seite her thematisiert die Legitimationsdis-
kussion die Unabhängigkeit der Beratung. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn es um Ressortforschungseinrichtungen und Agenturen geht und 
diese weisungsfrei gestellt werden, was nach deutscher Lehre häufig als 
problematisch erscheint. Liegt es aus der Perspektive des Wissenschafts-
systems nahe, die Unabhängigkeit zu betonen, würde ein klassisches Le-
gitimationskonzept die Verantwortlichkeit der Regierung betonen wol-
len. Die Verantwortlichkeit soll durch die Unabhängigkeit insbesondere 
von Agenturen in Frage gestellt werden – eine Problematik, die auch 
im Kontext der Begutachtung der Ressortforschung durch den Wissen-
schaftsrat wieder aufgetaucht ist.20

Für die nationalen Regulierungsagenturen, bei denen die Inkorporati-
on wissenschaftlichen Wissens integraler Bestandteil ihrer administrati-
ven Entscheidungsprozesse ist und bei denen die Unabhängigkeit zusätz-
liche Probleme aufwirft, ist dies vor allem ihre Unabhängigkeit von der 
Ministerialbürokratie, die als bedenklich wahrgenommen wird.

Gelegentlich kann man dabei den Realitätsbezug der Debatte und den 
Sinn für institutionelle Arrangements vermissen. Man denke nur an das 
eingangs genannte Beispiel der Statistik in Griechenland, deren Beson-
derheit ja darin bestand, dass sie, anders als in vielen anderen europäi-
schen Ländern, Teil des Finanzministeriums und unmittelbar weisungs-
abhängig ausgestaltet war. Die Folgen sind bekannt. 

Wenn also die Politik sich der Unabhängigkeit von Beratern bzw. Wis-
sensproduzenten verweigert, muss sie sehen, dass sie sich auf der anderen 
Seite ein Problem einhandelt: politisches Wissen statt wissenschaftlicher 
Beratung. Das gilt meines Erachtens auch für die Ressortforschung in 
Deutschland, deren Unabhängigkeit politisch in hohem Maße umstrit-
ten ist. Im Evaluationsprozess durch den Wissenschaftsrat hat die Politik 
in Teilen die politische Leitung eingeklagt und der Wissenschaftsrat für 
eine stärkere Anbindung der Ressortforschung an das Wissenschaftssys-
tem votiert, was teilweise als Unterlaufen der politischen Verantwortung 
interpretiert worden ist. Auch hier meine ich: Wer Wissenschaft institu-
tionalisiert und Wissenschaft haben will, der muss sich auch ihre Unab-
hängigkeit gefallen lassen, sonst institutionalisiert er alles Mögliche, aber 
eben keine Wissenschaft und keine wissenschaftliche Beratung. Dann 
kann er Legitimation, die möglicherweise mit dem wissenschaftlichen 

20	Vgl. BMU, Bericht zur Umsetzung der Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
aus der Evaluierung des BfS, Mai 2009, http://www.bfs.de/de/bfs/wir/bericht_
umsetzung_wr.pdf; Böcher (2012).
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Wissen verbunden ist, auch nicht für sich in Anspruch nehmen, und da-
rauf wird die Politik am Ende weder verzichten wollen noch können. 

Für die europäischen Einrichtungen der unabhängigen Agenturen ist, 
zum Leidwesen von Teilen der deutschen Debatte, mittlerweile auch 
durch die Rechtsprechung des EuGH anerkannt, dass es keinen Verstoß 
gegen das Demokratieprinzip aus europäischer Perspektive bedeutet, 
wenn Einrichtungen ein gewisses Maß an Unabhängigkeit insbesonde-
re von der Exekutive haben. Interessant ist insoweit die durchaus etwas 
maliziöse Begründung, die auf Einwände aus Schichten des Demokra-
tieprinzips gegründet ist.21 Das Demokratieprinzip bedeute eben nicht, 
dass es außerhalb des klassischen hierarchischen Verwaltungsaufbaus 
keine öffentlichen Stellen geben könne die von der Regierung mehr oder 
weniger unabhängig sind. Solche unabhängigen öffentlichen Stellen, wie 
es sie im Übrigen auch im deutschen Rechtssystem gibt, haben häufig Re-
gulierungsfunktion oder nehmen Aufgaben wahr, die der politischen Ein-
flussnahme entzogen sein müssen, bleiben dabei aber an das Gesetz ge-
bunden und der Kontrolle durch die zuständigen Gerichte unterworfen. 

Deutlich betont wird in diesem Kontext die Einwirkungsmöglichkeit 
des Parlaments, also die Schaffung einer angemessenen Form der Steu-
erung und Kontrolle durch das Parlament. Verallgemeinert man dieses, 
wird man die Konzeption nicht etwa als eine solche der Kontrollfrei-
heit ansehen, sondern als solche der Schaffung von Kontrastorganen 
mit kompensatorischer Verstärkung. Hier ist es zwar die Rolle des Par-
laments, aber natürlich sind auch andere Kompensationen denkbar, wie 
etwa eine stärkere Bindung an das Wissenschaftssystem. Das zeigt durch-
aus, dass die Governance-Strukturen nicht gleichsam rechtlich optimal 
gestaltet werden können. Sie mögen bestimmte Ergebnisse begünstigen 
oder behindern, aber sie determinieren sie nicht. 

5.4.2 Strukturelle Unabhängigkeitssicherungen

Eine eher strukturgebende Unabhängigkeit ist im Risikorecht institutio-
nalisiert. Sie besteht im Grunde aus einem Auseinanderziehen der Pha-
sen der Ko-Produktion von Wissen, in dem Risikoermittlung, Risikobe-
wertung und Risikomanagement getrennt werden, und wirkt insofern 
in beiden Richtungen, Politik und Wissenschaft, auf eine stärkere Un-
abhängigkeit hin. Durch das Auseinanderziehen werden im Grunde un-
terschiedliche Wissensbestände in unterschiedlichen Phasen aktualisiert. 
Aber gleichwohl wird hier bewusst auf ein größeres Maß an Autonomie 

21	Vgl. BMU, Bericht zur Umsetzung der Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
aus der Evaluierung des BfS, Mai 2009, http://www.bfs.de/de/bfs/wir/bericht_
umsetzung_wr.pdf; Böcher (2012). 
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in den jeweiligen Phasen gesetzt und dann auch mit unterschiedlichen 
Anforderungen begleitet, etwa was die Unabhängigkeit betrifft. Denk-
bar sind dann striktere Regeln bei der Bewertung von Wissen, als sie bei 
der Generierung von Wissen vorstellbar wären. 

5.4.3 Spannungsverhältnis von Expertise und Unabhängigkeit

Natürlich besteht auch ein Spannungsverhältnis von Expertise und per-
sönlicher Unabhängigkeit. Es sagt sich leicht, dass Experten auch persön-
lich unabhängig sein müssen. Das Problem ist damit aber bestenfalls be-
nannt und nicht gelöst, denn es gibt eine ganze Reihe von Feldern – ich 
nehme noch einmal den Bereich der Lebensmittel und Arzneimittel – in 
denen die Wahrscheinlichkeit sehr hoch ist, dass nur interessierte, aber 
keine unabhängigen Experten zu finden sind. Das lässt sich nicht über-
sehen, und es liegt dann auf der Hand, dass dies ein Bias ergeben kann 
und auch ergeben wird. Deshalb veröffentlichen im europäischen Kon-
text alle Einrichtungen Conflict-of-Interest-Statements, die stets aktua-
lisiert werden müssen. 

Das gehört jedenfalls nach den europäischen Regelungen, wie sie ins-
besondere bei den Agenturen zu beobachten sind, zu den Grundstan-
dards. Indes zeigt sich auch hier, dass dies nicht so einfach durchzuhalten 
ist, wie es scheint. Im Kontext der schon oben genannten EFSA ist dies 
Gegenstand der Debatte über die Neufassung entsprechender Richtlini-
en zur Unabhängigkeit. Es ist gewiss kein Zufall, dass diese Debatte mit 
großer Ernsthaftigkeit geführt wird. Auch hier gilt, dass rigide Conflict-
of-Interest-Standards ihrerseits mit Anforderungen an exzellente Exper-
tise in Konflikt geraten können. Je kleiner das Feld, desto höher auch 
die Wahrscheinlichkeit von Interessenkonflikten. Das aber heißt nichts 
anderes, als dass hier die Ambivalenzen gelegentlich und in bestimmten 
Feldern vielleicht sogar häufiger durch andere Formen ersetzt werden 
müssen, um diese Defizite auszubalancieren. Nichts anderes trifft im Üb-
rigen in Regulierungskontexten zu, in denen staatliche Entscheidungen 
auf von den Interessenten selbst generiertem Wissen aufbauen müssen 
oder zumindest können. 

Hier ist dann durch institutionelle Arrangements sicherzustellen, dass 
an die Stelle der Unbefangenheitsvermutung etwa eine interessenplura-
le Gegenexpertise gesetzt wird, oder dass andere Finanzierungsformen 
von Forschung zur Generierung von »Gegenwissen« eingesetzt werden. 
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5.5 Weitere Bausteine einer Governance-Struktur

Diese Statements und die mit ihnen v verbundene Transparenz lösen aber 
natürlich nicht das eigentliche Problem, dass nur interessierte Experti-
se zu finden ist und zur Verfügung steht. Ich will darauf hinweisen, dass 
man gerade im europäischen Kontext neben der Interessenpluralität wei-
tere Bausteine finden kann. 

Allgemein gilt mit Blick auf die Transparenz, dass die europäischen 
Einrichtungen, oftmals einen höheren Standard vorhalten, als er im na-
tionalen Kontext zu finden ist. Wenn man die EFSA etwa mit deutschen 
Kommissionen vergleicht, sieht man dann doch deutliche Unterschiede, 
ohne dass die Verfahren durch höhere Transparenz zum Erliegen gekom-
men wären. Darüber hinaus können dort öffentliche Anhörungen schon 
im Kontext der Wissensgenerierung stattfinden, nicht nur – wie es klas-
sisch ist – in dem Kontext der politischen Bewertung. Damit ist ein zen-
traler Punkt benannt: die Publizität aller Vorgänge. Auch hier kann man 
eine ganze Menge vom europäischen Recht lernen, das in selbstverständ-
licher Weise die Expertise veröffentlicht, auch wenn sie entscheidungs-
nah ist, die selbstverständlich die Öffnung von Panels vorsieht, die Ver-
öffentlichung von Voten und Mindermeinungen. 

Dazu kommt das oben schon genannte Divergenzdarstellungs- und 
Bereinigungsverfahren, das auch mit einer öffentlichen Darstellung des 
Meinungsstands im Streit enden kann. Auch das sind durchaus institu-
tionelle Bausteine, die die Akzeptanz wissenschaftlicher Expertise letzt-
endlich vergrößern könnten, aber nicht unbedingt müssen. Das kann 
Recht ohnehin nicht. Recht kann bestenfalls die Wahrscheinlichkeit für 
bestimmte Ergebnisse erhöhen, aber sie nicht determinieren. 

6 Schluss

Damit komme ich zum Schluss. Ich habe einige Bauelemente einer Poli-
tikberatung dargelegt, die, wenn Sie so wollen, sich auch leicht als Prin-
zipien darstellen lassen könnten. Diese Bauelemente haben eine gewisse 
Verwandtschaft mit selbstregulativen Ansätzen, etwa den Akademie-
Leitlinien zur Politikberatung. Ich meine, wir sollten einmal darüber 
nachdenken, warum es in Deutschland nicht möglich ist, solche Prinzi-
pien als allgemeinen Rahmen gesetzlich niederzulegen. Für andere politi-
sche Systeme ist das kein Problem, für die Europäer auch nicht, aber für 
uns gelegentlich schon. Das hängt mit Traditionen der Verwaltungskul-
tur, letztlich mit einem bestimmten Staatsverständnis zusammen, das in-
soweit die Regierung privilegiert. Aber das heißt ja nicht, dass man nicht 
lernen kann, sogar von Europa in diesen schwierigen Zeiten. 
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